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Planfeststellungsverfahren für den Anbau eines dritten Fahrstreifens südlich der AS 
Hirschaid an die Bundesstraße B 505 (AS Pommersfelden A 3 - AS Bamberg-Süd A 73) 
von Abschnitt 260, Station 1,795, bis Abschnitt 280, Station 0,057, im Gebiet des 
Marktes Hirschaid und der Gemeinde Pommersfelden (Landkreis Bamberg) gemäß §§ 
17 ff. des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) i.V.m. Art. 72 ff. des Bayer. 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) 

Bekanntmachung 

Für das o.g. Bauvorhaben hat das Staatliche Bauamt Bamberg (Vorhabenträger) bei der 
Regierung von Oberfranken die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach dem 
Bundesfernstraßengesetz beantragt. 

1. Gegenstand des Verfahrens ist im Wesentlichen der Anbau eines dritten Fahrsteifens an
der einbahnig, zweistreifigen Bundesstraße B 505 (AS Pommersfelden A 3 - AS
Bamberg-Süd A 73) im Bundesfernstraßennetz von Abschnitt 260, Station 1,795, bis
Abschnitt 280, Station 0,057, südlich der Anschlussstelle (AS) Hirschaid auf einer Länge
von 1,660 km. Die Länge des Überholfahrstreifens als gesicherter Überholbereich in
Fahrtrichtung Pommersfelden (A 3) beträgt 1.325 m. Der Übergang zum dreistreifigen
Abschnitt erfolgt am Baubeginn (Bau-km 0+000) mit einer einseitigen Verziehung (L =
120,00 m) in Richtung Norden. An der Einfahrt am Bauende (AS Hirschaid) wird der
Einfädelungsstreifen zum Überholfahrstreifen durch Fahrstreifenaddition entwickelt. Die
Teilstrecke wird grundsätzlich mit einem dreistreifigen Straßenquerschnitt RQ 11,5+
nach RAL 2012 ausgebaut, der an die bestehenden und bereits ausgebauten Abschnitte
angepasst wird (1., 2. und 3. Bauabschnitt). Die Fahrbahnbreite beträgt 11,50 m. Die
Bankettbreite beträgt neben der einstreifigen Fahrtrichtung 2,50 m (zum Abstellen von
liegengebliebenen Fahrzeugen), neben der zweistreifigen Fahrtrichtung 1,50 m. Die
Bankette werden standfest (befahrbar) ausgebildet. Die Einmündungen der AS
Hirschaid in die Staatsstraße St 2260 Schlüsselfeld - Hirschaid werden zur
Verbesserung der Verkehrssicherheit und der Leistungsfähigkeit signalisiert und der
Linksabbiegestreifen der St 2260 an der östlichen Anschlussrampe verlängert. Im Zuge
des Ausbaus werden zwei Brückenbauwerke erneuert und verbreitert: BW 01 – 6131-
513 (Brücke im Zuge der B 505 über einen öffentlichen Feld- und Waldweg bei Bau-km
0+858) und BW 02 – 6131-514 (Brücke im Zuge der B 505 über die St 2260 bei
Sassanfahrt Bau-km 1+597). Die Entwässerungseinrichtungen der B 505 und der St
2260 werden im Ausbaubereich erneuert bzw. neu errichtet. Die nicht mehr
verkehrsgerechten Rastplätze „Ebrachtal“ und „Weiherfeld“ an der B 505 werden
aufgelassen und zurückgebaut. Im Bereich des rückgebauten Rastplatzes „Weiherfeld“
wird im einstreifigen Bereich eine Nothaltebucht angelegt. Als Folgemaßnahmen des
Anbaus werden erforderlich: Änderungen am Fahrbahnrand der St 2260 und am Geh-
und Radweg im Bauwerksbereich, Änderungen am nicht klassifizierten Straßennetz
(insbesondere an verschiedenen öffentlichen Feld- und Waldwegen) und Änderungen
bei Kreuzungen mit Gewässern dritter Ordnung. Das Straßennetz wird durch den
Ausbau nicht grundsätzlich verändert. Es sind keine Widmungen oder Umstufungen
vorzunehmen.

2. Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Röbersdorf, Rothensand
und Sassanfahrt (Markt Hirschaid) sowie Steppach (Gemeinde Pommersfelden)
beansprucht.

3. Für das Vorhaben besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Als Ergebnis der durchgeführten allgemeinen



Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 9 Abs. 3, Abs. 4 UVPG i.V.m. § 7 UVPG i.V.m. Nr. 
14.6 der Anlage 1 zum UVPG wurde festgestellt, dass durch das Bauvorhaben keine 
zusätzlichen erheblich nachteiligen oder andere erheblich nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind und deshalb keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Naturschutzfachlich können 
durch entsprechende Maßnahmen erhebliche Beeinträchtigungen vermieden werden. 
Nicht vermeidbare Beeinträchtigungen können kompensiert werden. 
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände werden durch entsprechende Maßnahmen 
vermieden. Die übrigen Schutzgüter sind nicht oder nicht erheblich betroffen. Die 
Auswirkungen während der Bauzeit sind örtlich und zeitlich begrenzt. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt durch Veröffentlichung der Planunterlagen 
(Zeichnungen und Erläuterungen, die das Vorhaben, seinen Anlass und die von dem 
Vorhaben betroffenen Grundstücke und Anlagen des Vorhabens erkennen lassen) im Internet 
(§ 17a Abs. 3 Satz 1 FStrG).

Die Planunterlagen stehen in der Zeit vom 10.06.2024 bis einschließlich 09.07.2024 auf der 
Internetseite https://www.reg-ofr.de/pfs beim Eintrag "Bundesstraße B 505, Anbau eines 
dritten Fahrsteifens südlich der AS Hirschaid im Gebiet des Marktes Hirschaid und Gemeinde 
Pommersfelden (Landkreis Bamberg)" zur Verfügung.  

Alternativer Pfad: https://www.regierung.oberfranken.bayern.de > Rubrik „Service“ > 
„Planfeststellungen“ > „Planung und Bau“ > „Laufende Planfeststellungsverfahren“ > Bei 
Eintrag „Bundesstraße B 505, Anbau eines dritten Fahrsteifens südlich der AS Hirschaid im 
Gebiet des Marktes Hirschaid und Gemeinde Pommersfelden (Landkreis Bamberg)“ Link bei 
"Planunterlagen" 

Auf Verlangen gegenüber der Regierung von Oberfranken kann während der Dauer der 
Beteiligung nach § 17a Abs. 3 Satz 2 FStrG eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zu 
den Planunterlagen zur Verfügung gestellt werden, um Personen, die keinen bzw. keinen 
ausreichenden Zugang zum Internet haben, eine Kenntnisnahme der auszulegenden 
Unterlagen zu ermöglichen. Das Verlangen ist unter Angabe der vollständigen Kontaktdaten 
an die Regierung von Oberfranken schriftlich, per E-Mail oder telefonisch zu richten 
(Regierung von Oberfranken, Sachgebiet 32, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth,  
sachgebiet-32@reg-ofr.bayern.de, Tel.: 0921/604-1333). 

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann Einwendungen gegen
den Plan bis spätestens zwei Wochen (Art. 73 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG) nach Ablauf der
Auslegungsfrist, das ist bis einschließlich 23.07.2024, bei der Anhörungsbehörde
Regierung von Oberfranken, Sachgebiet 32, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth erheben.
(§ 17a Abs. 4 Satz 1 FStrG).

Einwendungen und Stellungnahmen sollen vorrangig elektronisch unter der E-Mail-
Adresse sachgebiet-32@reg-ofr.bayern.de erhoben werden. Eine schriftliche 
Übermittlung an die Anhörungsbehörde ist ebenfalls möglich (§ 17a Abs. 4 Satz 2, 3 
FStrG).  

Die Einwendungen müssen den Namen und die Adresse des Einwendungsführers 
erkennen lassen. Einwendungen bzw. Stellungnahmen müssen den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Einwendungen), ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
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übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder 
mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten sein. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

2. Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen gegen den Plan für dieses
Verwaltungsverfahren ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). Dies gilt auch für Einwendungen und
Stellungnahmen der Vereinigungen.

3. Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen, die auf
Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe
nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen einen Planfeststellungsbeschluss (Art. 74
BayVwVfG) einzulegen, von der Auslegung des Plans (Art. 73 Abs. 4 Satz 5
BayVwVfG).

4. Die Regierung von Oberfranken kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen
Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 17a Abs. 5 Satz 1 FStrG). Findet ein
Erörterungstermin statt, wird er mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt
gemacht werden. Ferner werden diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben
haben – bei gleichförmigen Einwendungen, deren Vertreter oder Bevollmächtigte –
sowie die Vereinigungen, die fristgerecht Stellung genommen haben, von dem
Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen
vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die
Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist auf
Verlangen der Regierung von Oberfranken durch eine schriftliche Vollmacht
nachzuweisen, die zu den Akten der Regierung von Oberfranken zu geben ist. Der
Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Bei Ausbleiben eines Beteiligten im
Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist
mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.

5. Durch Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen, durch Äußerungen oder
Erhebung von Einwendungen und durch Teilnahme am Erörterungstermin oder
Bestellung eines Vertreters entstehende Aufwendungen können nicht erstattet werden.

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde
nach zu entscheiden ist, werden in einem gesonderten Entschädigungsverfahren
behandelt.

7. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die
eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt
werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

8. Von Beginn der Auslegung des Plans an treten die Anbaubeschränkungen nach § 9
FStrG und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab
diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan
betroffenen Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG).

9. Es wird darauf hingewiesen, dass der Vorhabenträger nach § 17 Abs. 2 FStrG die
Möglichkeit hat, eine vorläufige Anordnung zu beantragen, in der vorbereitende
Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur Änderung festgesetzt werden.

10. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO):



Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
im o.g. Planfeststellungsverfahren die erhobenen Einwendungen bzw. abgegebenen 
Äußerungen/Stellungnahmen einschließlich der darin mitgeteilten personenbezogenen 
Daten ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren von der Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde (Regierung von Oberfranken, Ludwigstraße 20, 95444 
Bayreuth, poststelle@reg-ofr.bayern.de, Tel. 0921/604-0) erhoben, gespeichert und 
verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um die Betroffenheit 
beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten 
können an den Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der 
Einwendungen und Stellungnahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich 
um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen 
Verpflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c, e, Abs. 3 Satz 1 Buchst. b DSGVO, 
Art. 4 Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) i.V.m. Art. 73, 75 BayVwVfG. Weitere 
Informationen finden Sie unter 
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/. 

Bayreuth, 6. Mai 2024 
Regierung von Oberfranken 

E n d r e s 
Abteilungsdirektor 
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